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Einleitung 

§ 1 Rechtfertigung der Untersuchung 

I. Die Erforschung des Streitgegenstandsproblems 
als Hauptaufgabe der Steuerprozeßrechtswissenschaft1 

1. Die zentrale Bedeutung des Streitgegenstandsproblems 

a) Eine der bedeutendsten Aufgaben2, die der modernen Steuerpro-
zeßrechtswissenschaft heute gestellt sind, ist die Erforschung3 des 
Streitgegenstandes. Die Finanzgerichtsordnung setzt diesen Begriff für 
den Steuerprozeß voraus und knüpft an ihn rechtliche Folgerungen. 
"Dabei umfaßt der Begriff Streitgegenstand einheitlich alle Klagearten 
(Gestaltungsklagen, Leistungsklagen und Feststellungsklagen)4." 

Zahlreichen wissenschaftlichen Untersuchungen ist es bisher nicht ge-
lungen, für das steuerprozessuale Verfahren eine der zentralen Bedeu-
tungS des Streitgegenstandes gebührende, allgemein anerkannte, be-
friedigende Lösung zu finden. 

1 Steuerprozeßrechtswissenschaft ist diejenige Wissenschaft, deren plan-
volle geistige Tätigkeit auf die Gewinnung von Erkenntnissen auf dem Ge-
biet des finanzgerichtlichen Verfahrens gerichtet ist. Ihr Charakter als Wis-
senschaft ist nur für den zweifelhaft, der nicht erkennen kann oder will, daß 
die Steuerprozeßrechtswissenschaft sich eigener Methoden bedient, die auf 
einer rational nachprüfbaren Erkenntnis beruhen. Wissenschaft setzt nicht 
unbedingt mathematisch-naturwissenschaftliche Exaktheit voraus. Rechts-
wissenschaft ist "verstehende" Wissenschaft. Ihre Materie ist Ausdruck der 
Rechtsidee mit eigenem Erkenntniswert. Vgl. dazu Larenz, Methodenlehre 
der Rechtswissenschaft, 2. Aufl., Einleitung, S. 5 - 8; Coing, Grundzüge der 
Rechtsphilosophie, 2. Aufl., S. 296. 

2 Die FGO verwendet in zahlreichen Bestimmungen die Begriffe "Streit-
gegenstand", "Gegenstand des Verfahrens", "Gegenstand der Anfechtungs-
klage", "Klagegegenstand", "Klagebegehren" und "Streitsache", ohne sich zu 
äußern, wie diese Begriffe zu verstehen, ob sie vielleicht sogar teilweise iden-
tisch sind. 

3 In dieser Aufgabe des Erforschens manifestiert sich der "fast einzigartige 
Vorzug der Rechtswissenschaft unter den Kulturwissenschaften, nicht neben 
und hinter dem Recht (dem jeweiligen Gegenstand) einherzugehen, sondern 
das Recht selbst und das Leben in und unter dem Recht mitgestalten zu 
dürfen" (Engisch, Einführung in das juristische Denken, 5. Aufl., S. 8). 

4 Woerner, Der Streitgegenstand bei der finanzgerichtlichen Anfechtungs-
klage, BB 1968, 1030. 

5 Ziemer, Jahrb. d. Fachanwälte f. SteuerR 1967/68, 200 bezeichnet die 
Frage des Streitgegenstandes als die folgenreichste Streitfrage der FGO; 
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b) Im Gegenteil! Statt die so wichtige prozessuale Erscheinung ein-
heitlich zu definieren, führten die Bemühungen der modernen Prozeß-
rechtswissenschaft dazu, daß die Lehre vom Inhalt und Umfang des 
Streitgegenstandes mehr denn je lebhaft umstritten ist6• 

Vergegenwärtigt man sich das Ergebnis der Forschungsbemühungen, 
so bietet dieses ein verwirrendes Bild diametraler Ansichten. Die ver-
wirrende Fülle der angebotenen Forschungsergebnisse dokumentiert 
in ihrer breitangelegten Skala den Umfang der Schwierigkeiten auf 
dem Weg zur Erkenntnis des Begriffs und des Wesens des Streitgegen-
standes. Sie beruhen nicht zuletzt auch darauf, daß es noch immer7 kein 
allgemein anerkanntes System der juristischen Hermeneutik gibt. Da-
mit wird aber die Erforschung des Streitgegenstandes im Steuerpro-
zeß zugleich zu einem Problem der Methodik8 der Rechtswissenschaft. 
Erst die klare Erkenntnis des Streitgegenstandes vermag in dem Dua-
lismus der Interessen9 des einzelnen und der Allgemeinheit einen ge-
rechten Ausgleich zu schaffen und damit dem Rechtsfrieden zu dienen. 

c) Ist es aber nicht eigentümliche Ironie, daß gerade der Streitgegen-
stand, der im Rechtsleben "Frieden stiften" soll, im "Streit befangen"10 
istll? 

Woerner, Der Streitgegenstand bei der finanzgerichtlichen Anfechtungsklage, 
BB 1968, 1030 spricht davon, der Begriff des Streitgegenstandes durchziehe 
wie ein roter Faden das gesamte System des Finanzprozesses. 

6 Vgl. Mü!!elmann, Die objektiven Grenzen der materiellen Rechtskraft 
steuergerichtlicher Urteile, S. 59 - 68, 69 -140, 141-178; Horn, Das Klage-
begehren im finanzgerichtlichen Verfahren, Steuer-Kongreß-Report 1972, 419. 

7 Bereits 1914 beklagte Philipp Heck (Gesetzes auslegung und Interessen-
jurisprudenz, AcP 112, 1 ff.) dieses Fehlen als "legislatives Blankett" (S. 10). 

8 Da das Recht Ausdruck einer gemeinsamen geistigen Grundlage ist, war 
jede Gesetzesauslegung verzichtbar, deren Selbstverständnis der gemein-
samen geistigen Grundlage der Rechtsordnung der BundesrepubIik Deutsch-
land entbehrt. Aus diesem Grunde konnte die unter dem Einfluß der mar-
xistisch-leninistischen Staats- und Rechtstheorie stehende Auslegungsmetho-
dik unberücksichtigt bleiben. In diesem Zusammenhang sehr informativ 
Szabo, Die theoretischen Fragen der Auslegung der Rechtsnormen, S. 1 ff. 

9 Vgl. Hartz, Die kollidierenden Interessen des Steuerfiskus und der Steuer-
pflichtigen im Licht der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, StbJb. 1955/56, 
83 ff. 

10 Der Deutsche Steuerkongreß 1972, Arbeitskreis 11 hat unter Vorsitz von 
Strickrodt den Streitgegenstand als "einen der umstrittensten Begriffe der 
FGO" bezeichnet. Vgl. dazu Horn, Das Klagebegehren im finanzgerichtlichen 
Verfahren, Steuer-Kongreß-Report 1972, 419. 

11 Vgl. Wilhelm Sauer, Zum Streit um die materielle Rechtskraft, in: Fest-
gabe für Richard Schmidt, S. 308 ff. (zit. nach Habscheid, Der Streitgegen-
stand im Zivilprozeß ... , § 1, Abschnitt 1 (S. 15, Fußn. 1). 
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2. Das wachsende Interesse an den 
dem allgemeinen materiellen und prozessualen Steuerrecht 

immanenten Zentralproblemen 

a) Der Wandel des wissenschaftlichen Interesses 
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Hatte sich noch bis vor wenigen Jahren das vorwiegende Interesse 
der Steuerrechtswissenschaft, besonders unter dem Eindruck des neu 
geschaffenen Umsatzsteuerrechts12, zunehmend auf die Lösung von 
Einzelproblemen des besonderen materiellen Steuerrechts verlagert, so 
zeichnet sich neuerdings erfreulicherweise parallel zu einem sich weiter 
verstärkenden Verfassungsbewußtsein13 eine gegenläufige Tendenz ab, 
deren Anliegen es ist, unter Berücksichtigung der Idee der Einheit der 
Rechtsordnung14 mehr und mehr die dem allgemeinen materiellen und 
prozessualen15 Steuerrecht immanenten Zentralprobleme in den Vor-
dergrund zu rücken16• 

12 Umsatzsteuergesetz (Mehrwertsteuer) vom 29. 5. 1967 - in Kraft getreten 
am 1. 1. 1968 - BGBL I S. 545. 

13 Flume, Steuerwesen und Rechtsordnung, in: Festschrift für Rudolf 
Smend zum 70. Geburtstag, 1952, S. 59 f.; Paulick, Grundgesetz und Besteue-
rung, StbJb. 1957/58, 85 f.; Grimm, Besteuerung und Grundgesetz, 1959; 
Spital er, Wandlungen im Steuerrecht, StbJb. 1960/61, 379 f., 407; Lerche, 
übermaß und Verfassungsrecht, 1961; BeHstedt, Verfassungsrechtliche Gren-
zen der Wirtschaftslenkung durch Steuern, 1962; Falk, Die Steuern und das 
Verfassungsgericht, DStZ-A 1962, 99 f.; Koch, NWB 1963, Fach 2 S. 1097 
(zit. nach Weber-Fas, Die Rolle der höchstrichterlichen Rechtsprechung in 
der Entwicklung des Steuerrechts, JZ 1969, 217 f.); Hartz, Steuergerichte und 
Verfassung, in: Die Auslegung der Steuergesetze in Wissenschaft und Praxis. 
Gedenkschrift für Armin Spitaler, 1965, S. 89 f.; Friauf, Verfassungsrechtliche 
Grenzen der Wirtschaftslenkung und Sozialgestaltung durch Steuergesetze, 
Recht und Staat Heft 325/326 (1966); Franz Klein, Gleichheitssatz und Steuer-
recht, 1966; Friedrich Klein, Verfassungsbeschwerde in Steuersachen, 1966; 
Mersmann, Grundsatzentscheidungen der höchsten Gerichte in Steuersachen, 
Steuerkongreß-Report 1966, 82 f.; Schmidt-Bleibtreu / Klein, Steuerrecht 
unter Verfassungskontrolle, 1966; Wacke, Verfassungsrecht und Steuerrecht, 
StbJb. 1966/67, 75 f.; Spanner, Der Steuerbürger und das Bundesverfassungs-
gericht, 1967; Weber, Das Bundesverfassungsgericht und die Steuerordnung 
AöR 90, 452 f.; Kruse, Steuerrecht, I. Allgemeiner Teil, 3. Aufl. (1973), § 1 I. 

14 Vgl. Spitaler, Die Annäherung des Steuerrechts an das Privatrecht, DStR 
1962, 29 f.; Flume, Steuerwesen und Rechtsordnung, in: Festschrift für Rudolf 
Smend zum 70. Geburtstag, 1952, S. 59 f.; Hartz, Die Auslegung von Steuer-
gesetzen, S. 43. 

15 Zu dem Bestreben nach Einheit vgl. BT-Drucks. IV/1446, S. 35 C I: Schon 
die ersten beiden Entwürfe der Finanzgerichtsordnung - 1I/1716 u. Ill/127 -
waren in dem Bestreben, der Einheit der rechtsprechenden Gewalt möglichst 
Rechnung zu tragen, in zahlreichen Bestimmungen an die Verfahrensordnun-
gen für die anderen Zweige der Gerichtsbarkeit, insbesondere an den Ent-
wurf der Verwaltungsgerichtsordnung, angepaßt worden. 

Auch die an der Schaffung der FGO beteiligten Ausschüsse haben sich "in 
entscheidendem Maße von dem durch den Bundestag bereits 1956 program-
matisch aufgestellten Grundsatz leiten lassen, in einer organischen Fortent-
wicklung des Prozeßrechts einen weiteren Schritt auf dem Wege der Ver-
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